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Die Ausbildungsumlage zum Erfolg führen!

Beschluss:

Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Berliner Senats sowie die SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus auf,

schnellstmöglich den im Koalitionsvertrag vereinbarten Gesetzentwurf zur Ausbildungsumlage in den Senat bzw. ins parla-

mentarische Verfahren einzubringen.

 

Als Maßgabe für das Inkrafttreten der Ausbildungsumlage werden im Koalitionsvertrag 2.000 zusätzliche betriebliche Ausbil-

dungsplätze gefordert. Grundlage dafür können nur die tatsächlich besetzten Ausbildungsplätze (abgeschlossene Verträge)

und der Vergleich zum Vor-Corona-Niveau (2019) sein. Der Aufwuchsmuss sich außerdem in der offiziellen Ausbildungsstatis-

tik, wie sie vom Bundesinstitut für Berufsbildung am Ende des Jahres erhoben wird, widerspiegeln. Sollte das Ziel von 2.000

zusätzlichen Ausbildungsplätzen nicht erreicht werden, muss das Gesetz zur Ausbildungsumlage umgehend in Kraft treten.

 

Unser Ziel ist weiterhin, allen jungen Berliner*innen die Chance auf einen Ausbildungsabschluss zu geben. Mit der Ausbil-

dungsumlagemuss deshalb ein klares Konzept einer Ausbildungsgarantie verbundenwerden.Wer auf demAusbildungsmarkt

nicht erfolgreich ist, braucht einen Anspruch auf eine außerbetriebliche Ausbildung, in der ein Berufsabschluss erworbenwer-

den kann. DieMaßnahmen des Übergangsbereichsmüssen entsprechend reformiertwerden, damit daraus keineWarteschlei-

fen für junge Menschen entstehen.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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